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Eine neue Untersuchung des Kieler
Instituts für Weltwirtschaft (IfW )
vom August 2005 zu den Finanzhilfen
der Bundesländer und ihrer Gemein-
den in den Jahren 2000-2004 schafft
Transparenz auch in Bezug auf Län-
dervergleiche der Subventionen.
Diese Untersuchung kommt u.a. zu
dem Ergebnis, dass bei einem umfas-
senden Subventionsbegriff allein die
Finanzhilfen der Länder jährlich mit
59-64 Mrd. Euro  zu beziffern sind,
was beinahe einem Drittel ihrer Steu-
ereinnahmen entspricht. Bereits diese
Zahlen zeigen, wie vordergründig und
einseitig die Subventionsdebatte
zuweilen geführt wird. Manche Insti-
tutionen und Branchen, die selbst
ohne Staatsgelder und Steuerab-
schreibungen gar nicht existieren
würden, lenken gern mit Hinweis auf

die Kohle von ihren eigenen Finan-
zierungsquellen ab. Einen Subven-
tionsabbau hat es insgesamt, so das
IfW, zuletzt kaum gegeben. Beson-
ders zäh verlaufe er in den alten
Flächenländern wie z.B. Bayern, wäh-
rend er in den neuen Ländern –
allerdings von einem viel höheren
Subventionsanteil aus – zügiger vor-
angekommen ist.

Im Hinblick auf die Steinkohlehilfen
interessant ist dabei die Position des
Steinkohlelandes Nordrhein-Westfa-
len, das als größtes deutsches Bun-
desland auch die meisten Finanz-
hilfen gewährt. In 2004 waren es
rund 11,3 Mrd. Euro  (davon 5,4 Mrd.
Euro  auf der Gemeindeebene). Der
NRW-Anteil an den Steinkohlehilfen
schlug dabei mit 0,5 Mrd. Euro  zu

Die Entwicklung auf den globa-
len Energie- und Rohstoffmärk-
ten liefert beinahe täglich Argu-
mente für den Erhalt einer hei-
mischen Steinkohlebasis. In der
politischen Diskussion geht es
indes fast durchweg nur um den
mehr oder weniger raschen
Abbau der Steinkohlesubven-
tionen. Ganz so, als sei hier
noch kaum etwas geschehen
und als sei Subventionsabbau
ein Selbstzweck. Die deutsche
Steinkohle handelt aber im
politischen Auftrag mit stichhal-
tiger Begründung und im Ver-
trauen auf die Zusagen verant-
wortlicher Politiker. Der Bergbau
und seine Beschäftigten lassen
sich daher nicht mit flotten
Sprüchen abspeisen und zum
Auslaufmodell erklären.

Subventionen sind prinzipiell ein
legitimes Instrument der Wirt-
schaftspolitik, das keineswegs
nur im Steinkohlenbergbau und
in Nordrhein-Westfalen einge-
setzt wird. Dass der Stein-
kohlenbergbau hierzulande der
einzige Bereich ist, in dem in
letzter Zeit einvernehmlich ein
nachhaltiger Abbau der Subven-
tionen stattgefunden hat, wird
zwar von wirtschaftswissen-
schaftlicher Seite herausge-
stellt, ist aber noch nicht überall
angekommen. In jedem Fall
kann eine verengte, von den
Begründungen und Zusammen-
hängen losgelöste Betrachtung
einzelner öffentlicher Ausgaben
leicht in die Irre führen.

 Finanzhilfen Sektorspezifische davon Bergbau davon Verkehr
je Einwohner      Finanzhilfen (alle Bergbau-        (zum
    (in Euro)         in 2003     zweige)    Vergleich)

Berlin     1.146 - 240
Sachsen-Anhalt 1.039 11 207
Brandenburg 963 22 219
Sachsen    915   6 179
Mecklenburg-Vorpommern      912 - 170
Bremen    861 - 195
Thüringen    850 - 156
Baden-Württemberg    743 -   104
Hamburg    704 - 122
Hessen     699 - 128
Bayern      694 - 116
Saarland       606   6 108
Nordrhein-Westfalen       590 29   93
Niedersachsen      561 - 108
Rheinland-Pfalz      544 - 108
Schleswig-Holstein      513 -   95

Quelle:  A. Rosenschon, IfW Kiel 2005
Finanzhilfen der Bundeslän-

der pro Kopf
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Buche. Ist NRW deshalb ein Hoch-
subventionsland, wie ein landläufiges
Vorurteil besagt? Weit gefehlt, wie
die neue Kieler Untersuchung zeigt,
die auch die Ländersubventionen pro
Kopf (bis 2003) ermittelt hat. Je Ein-
wohner gerechnet liegt NRW (ein-
schließlich seiner Steinkohlehilfen)
nur auf Rang 13 und somit im unters-
ten Viertel des Ländervergleichs der
Finanzhilfen. Andere Bundesländer
subventionieren andere Sektoren wie
insbesondere Verkehr, Landwirt-
schaft, Tourismus, Wasserversorgung
oder Müllentsorgung in z.T. weitaus
stärkerem Maße. Übrigens werden
auch andere Bergbauzweige in eini-
gen Bundesländern staatlich unter-
stützt. Pro Kopf liegen Berlin und die
neuen Länder sowie Bremen deutlich
vor den alten Ländern. Unter diesen
sind Baden-Württemberg, Hessen
und Bayern die größten Subventions-
geber je Einwohner, deutlich vor
NRW, am zurückhaltendsten war
Schleswig-Holstein.

Nach einer früheren Studie des Kieler
IfW zum gesamtwirtschaftlichen Sub-
ventionsvolumen, die neben den
Finanzhilfen und Steuervergünsti-
gungen des Bundes auch Subventio-
nen aus der EU-Kasse (etwa für
Agrarbeihilfen und Regionalförde-
rung) sowie die öffentliche Finanzie-
rung staatlicher oder halbstaatlicher
einschließlich kommunaler Dienst-
leistungsbetriebe einbezieht, flossen
in Deutschland in der jüngeren Ver-
gangenheit bis zu 150 Mrd. Euro pro
Jahr. Daran gemessen hatte die
deutsche Steinkohle einen Anteil von
weniger als 2%!

Dieser nationale Subventionsver-
gleich berücksichtigt übrigens nicht
die im Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) staatlich festgesetzten Strom-
einspeisevergütungen für regenerati-
ve Energien, die – soweit sie über die
Marktpreise für Strom hinausgehen,
was sie allesamt tun – ebenfalls
Subventionscharakter haben und
dabei die Steinkohlehilfen im Volu-
men inzwischen deutlich übertreffen.

Dass es sich bei den EEG-Vergütun-
gen formalrechtlich nicht um staatli-
che Beihilfen, sondern um eine per
Gesetz  vorgeschriebene Umlage-
finanzierung durch die Stromverbrau-
cher handelt, ändert nichts an der
ökonomischen Wirkung.

Die Verhältnismäßigkeit beim Sub-
ventionsabbau zu beachten, mahnt
auch das Institut der deutschen Wirt-
schaft (IW) an. Selbst bei einem en-
geren Subventionsbegriff als in den
Kieler Studien bleibt der Anteil der
Steinkohle gering und nirgendwo ist
der Subventionsabbau schon so weit
forciert worden. Gemäß den Sub-
ventionsberichten des Bundes und
der Länder veranschlagt das IW das
Gesamtvolumen an jährlichen Finanz-
hilfen und Steuervergünstigungen für
private Unternehmen in Deutschland
auf über 50 Mrd. Euro; der letzte
Subventionsbericht der Bundesregie-
rung von 2003 spricht von rund 58
Mrd. Euro Subventionen aller deut-
schen Gebietskörperschaften. Daran
haben die Steinkohlehilfen einen
Anteil von rund 5%, d.h. 95% der
Unternehmenssubventionen betref-
fen nicht die deutsche Steinkohle!
„Kohle sollte Schule machen“, so hat
das IW einen Beitrag vom 18. August
2005 zum Subventionsabbau betitelt
und die  deutsche Steinkohle  als
positives Musterbeispiel herausge-
stellt. Denn deren bisheriger und
schon beschlossener weiterer Sub-
ventionsabbau ist beispiellos. Wür-
den auch alle anderen Subventionen
in diesem Tempo abgebaut, so das
IW, könnten die öffentlichen Hände
insgesamt jährlich bis zu 15 Mrd.
Euro einsparen.  Gegenüber 1996
sind die Steinkohlehilfen bis heute
halbiert worden, die bisherigen Zusa-
gen sehen eine weitere Kürzung um
ein Drittel vor. Als Konsequenz muss-
ten allein seitdem zehn Steinkohlen-
bergwerke in Deutschland stillgelegt
und 45.000 Bergbau-Arbeitsplätze
abgebaut werden. Bis 2012 müssen
von heute noch neun Bergwerken
weitere vier stillgelegt werden, fast
20.000 weitere Bergbau-Arbeitsplät-

ze werden verloren gehen. Haushalts-
einsparungen bei den Kohlehilfen
stehen massive Verluste an Wirt-
schaftsleistung gegenüber, denn neue
Jobs etwa in Tourismus, Kultur oder
anderen Dienstleistungen können die
verloren gegangene industrielle Wert-
schöpfungskette nicht ersetzen.

Auch rein haushaltspolitisch würde
ein zusätzlicher Subventionsabbau
bei der deutschen Steinkohle nichts
Wesentliches bringen. Am Bundes-
haushalt und am Landeshaushalt
NRW haben die Steinkohlehilfen
einen Anteil von gerade 1%.  Zusätz-
lichen  Subventionskürzungen stünden
andererseits fiskalische und volks-
wirtschaftliche Folgekosten – etwa
erhöhten Stilllegungsbedarfs, erhöh-
ter Arbeitslosigkeit und erhöhter
Importabhängigkeit – gegenüber. Per
Saldo wäre darum auf Jahre hinaus
mit keiner nennenswerten Haushalts-
entlastung zu rechnen, wie auch der
bisherige für den Steinkohlenbergbau
tief greifende Subventionsabbau
keine spürbar entlastenden Wirkun-
gen auf die Gesamtlage der Bund-
und Länderhaushalte hatte.

Wer dennoch, ggf. unter Bruch der
bestehenden Zusagen, in den nächs-
ten Jahren einen zusätzlichen, ja sogar
totalen Subventionsabbau ausgerech-
net bei der Steinkohle verlangt und so
tut, als sei dies der Subventionsbe-
reich, bei dem unbedingt ein Zeichen
gesetzt werden müsse,  ist nicht gut
informiert oder handelt wider besse-
res Wissen.  Zugleich gefährden
solche Ansätze die Sozialverträglich-
keit des weiteren Anpassungspro-
zesses im Steinkohlenbergbau, die
Wirtschaftskraft der betroffenen
Regionen sowie die energie-, roh-
stoff- und industriepolitischen Funkti-
onen der heimischen Steinkohleför-
derung. Das wäre ebenso verantwor-
tungslos wie ökonomisch irrational.


